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Qualitätssicherung
durch sanktionierte
Fortbildungspflicht?
Was Anwältinnen und Anwälte sich als Fortbildung
vorstellen können
Prof. Dr. Matthias Kilian, Köln

Der Gesetzgeber will eine sanktionierte Fortbildungspflicht
für alle Anwältinnen und Anwälte schaffen. Die Satzungsver-
sammlung soll sie ausgestalten. Die Forschungen des Soldan
Instituts zeigen, dass die Betroffenen vor allem an Fortbil-
dung im Recht denken. Der Autor plädiert dafür, die Pflicht-
fortbildung auch auf das Kanzleimanagement und die
Schlüsselqualifikationen auszudehnen. Fortbildung muss
auch da stattfinden, wo sie den Mandanten unmittelbar dient.

I. Einleitung

Die konkretisierte Fortbildungspflicht scheint nach langem
Ringen1 tatsächlich Realität zu werden: Der Regierungsent-
wurf des Gesetzes zur Umsetzung der Berufsanerkennungs-
richtlinie und zur Änderung weiterer Vorschriften im Be-
reich der rechtsberatenden Berufe2 sieht in seinem Art. 1
Nr. 21 lit. a) vor, dass der Satzungsversammlung durch eine
Ergänzung des § 59b Abs. 2 Nr. 1 BRAO-E die Möglichkeit
gegeben werden soll, in der BORA nähere Regelungen zur
Fortbildungspflicht der Rechtsanwälte nach § 43a Abs. 6
BRAO zu treffen. Im Zuge der BRAO-Novelle 1994 war der
Rechtsausschuss des Bundestages einem identischen, sei-
nerzeit im Regierungsentwurf gemachten Vorschlag nicht
gefolgt. Er hatte dies damit begründet, dass dem einzelnen
Rechtsanwalt die Art und Weise, wie er der Berufspflicht
zur Fortbildung nachkommt, nicht vorgeschrieben werden
solle3.

Diese Sichtweise hatte sich bis in die jüngere Vergangen-
heit auch das Bundesjustizministerium zu eigen gemacht
und die Einführung einer sanktionierten Fortbildungsbil-
dungspflicht als für einen Freiberufler wesensfremd abge-
lehnt4. Folge war die merkwürdig konturenlose Regelung
des § 43a Abs. 6 BRAO, nach der dem Rechtsanwalt aufgege-
ben wurde, sich fortzubilden, ihm aber nicht verraten wurde,
mit welchen Inhalten, Formaten und Umfängen dies zu ge-
schehen hat. Ergebnis war der allgemein konsentierte Be-
fund, dass es sich bei § 43a Abs. 6 BRAO um eine Berufs-
pflicht handele, deren Verletzung nicht sanktionierbar sei5.
Erst durch beharrliches berufspolitisches Engagement der
Berufsorganisationen, eine ungewöhnliche Resolution der
Satzungsversammlung6 und begleitende empirische Fundie-
rung7 konnte schließlich ein Anschauungswandel herbei ge-
führt werden, der in dem nun vorliegenden Regelungsvor-
schlag gemündet ist.

II. Regelungsziel Qualitätssicherung – aber was ist
eigentlich „Qualität“?

Nach der Gesetzesbegründung ist Anliegen der Reform, die
Qualität der anwaltlichen Beratung systemisch zu sichern8.
Das liest sich gut und gefällig, wirft aber eine zentrale Frage
auf: Was macht eigentlich die Qualität der anwaltlichen Bera-
tung aus? Nur wenn Klarheit über diese Frage besteht, ist
auch klar, welche Inhalte Fortbildung haben muss, um dem
gesetzgeberischen Auftrag gerecht zu werden – immerhin
lernt jeder Jurastudent bereits im ersten Semester, dass für
die Beschränkung eines Grundrechts (wie sie etwa aus dem
Zwang folgt, jährlich Zeit und Geld in Fortbildung zu inves-
tieren), nicht nur ein legitimer Zweck vorliegen muss, son-
dern die Grundrechtspositionen einschränkende Maßnahme
auch geeignet sein muss, also die Erreichung des Zwecks
kausal bewirkt oder sie zumindest fördert. Ist also eine sank-
tionierte Fortbildungspflicht überhaupt geeignet, Qualität zu
sichern? Fragt man Rechtsanwälte, was ihre „Qualität“ aus-
macht, werden sie im Zweifelsfall auf perfekte Kenntnisse ak-
tueller Rechtsprechung und Gesetzgebung hinweisen, die sie
zur Lösung rechtlicher Fragestellungen befähigen. Die be-
reits existierende Fortbildungspflicht für Fachanwälte in § 15
FAO legt ein solches Verständnis nahe: § 15 FAO verlangt
eine Fortbildung im „Fachgebiet“. Dies legt zumindest nahe,
dass der Normgeber eine Fortbildung zu rein rechtlichen Fra-
gen meint.9

Führt man sich freilich vor Augen, dass Qualitätssiche-
rung kein Selbstzweck ist oder gar den Interessen der Rechts-
anwälte selbst, sondern primär den Interessen der Recht-
suchenden und der Sicherstellung einer geordneten und ef-
fektiven Rechtspflege dient, wird schnell deutlich, dass Fort-
bildung als qualitätssicherndes Moment andere Inhalte ha-
ben muss: Anwaltshaftungsfälle beruhen nicht primär auf
Fehlern in der Rechtsanwendung. Viel häufiger sind Fehler
im Fristenwesen oder der Anliegens- oder Sachverhalts-
ermittlung10. Qualitätssichernd kann hier nur Fortbildung
sein, die sich mit Fragen des Kanzleimanagements oder Ge-
sprächsführung befasst. Noch bedeutsamer ist freilich, dass
aus Sicht von Mandanten die Qualität eines Rechtsanwalts
nicht aus dessen Rechtskenntnissen folgt11. Die Perzeption
von Qualität macht sich in Experten-Laien-Beziehungen, die
durch Informationsasymmetrien charakterisiert sind und in
denen dem Laien eine Bewertung der Fachlichkeit des Exper-
ten schlichtweg nicht möglich ist, vielmehr an den Prozessen
fest, in denen sich die Rechtsanwendung vollzieht und mate-
rialisiert. Das Vorhandensein von adäquaten Rechtskenntnis-
sen wird von Mandanten hingegen bei in ihrer Fachlichkeit
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1 Zur Regulierung und der Diskussion über die anwaltliche Fortbildungspflicht ausführlich
Kilian, Fortbildung zwischen Freiheit und Zwang, 2016, S. 21ff.

2 BR-Drucks. 431/16.

3 BT-Drucks. 12/7656, S. 50.

4 Für das BMJV seinerzeit Franz, BRAK-Mitt. 2005, 106, 109.

5 H.M., so etwa Ahlers, BRAK-Mitt. 1995, 46; Kilger, AnwBl 1995, 435, 438; Kellner NJW
2002, 1372, 1373; Dahns, NJW-Spezial 2006, 333; Möller, NJW 2014, 2758, 2759; Klei-
ne-Cosack bezeichnet die Vorschrift als „völlig bedeutungslos“, BRAO, 7. Aufl. 2015,
§ 43a Rn. 210. Zum Diskussionsstand näher Kilian, aaO (Fn. 1), S. 29f.

6 Resolution abrufbar unter: http://www.brak.de/die-brak/satzungsversammlung/amtszeit-
der-5-satzungsversammlung/resolution/.

7 Hommerich/Kilian, Berufsrechtsbarometer 2009, S. 115ff.; Kilian, Berufsrechtsbarometer
2015, S. 55 ff.

8 BR-Drucks. 431/16, S. 100f.

9 Vgl. nur Vossebürger, in; Feuerich/Weyland, 9. Aufl. 2016, § 15 FAO Rn. 4.

10 Kilian, Management anwallticher Haftungsrisiken, 2014, S. 26ff.

11 Hommerich/Kilian, Mandanten und ihre Anwälte, 2007, S. 180ff. sowie Kilian, aaO (Fn. 1),
S. 86ff.
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staatlich regulierten Berufen vorausgesetzt. Für Mandanten
machen die Qualität der juristischen Dienstleistung solche
Aspekte wie Reagibilität, eine laienverständliche Kommuni-
kation, eine sachgerechte Gesprächsführung, eine zielführen-
de Anliegensermittlung, aktives Zuhören, Empathie, Erreich-
barkeit und Termintreue aus – alles Kompetenzen, die, glaubt
man den anekdotischen Berichten aus den Rechtsanwalts-
kammern und der Schlichtungsstelle der Anwaltschaft12, häu-
fig nicht hinreichend vorhanden sind und deren Fehlen Ge-
genstand von Beschwerden enttäuschter Mandanten sind.

Will also die künftige Fortbildungspflicht ernst machen
mit der Gewährleistung von qualitätsvoller anwaltlicher
Dienstleistung, muss sie das, was im Englischen unübersetz-
bar als der sprichwörtliche „elephant in the room“ bezeichnet
wird, adressieren – etwas Offensichtliches, das aber gemein-
hin ignoriert wird: Qualitätssicherung muss auch und viel-
leicht sogar vorrangig die Vermittlung von Schlüsselkom-
petenzen in den Blick nehmen, da sie für Mandanten die
Qualität des Prozesses der anwaltlichen Leistungserbringung
determinieren und die Mandantenzufriedenheit bestimmen.
Da es sich hierbei um ein Problem jeder Experten-Laien-Be-
ziehung handelt, kann es nicht überraschen, dass viele ande-
re freie Berufe, die die Fortbildungspflicht bereits reguliert
haben, aber auch ausländische Rechtsanwaltschaften, im
Rahmen der Fortbildung verlangen, „Fortbildungspunkte“
nicht nur zur Fachlichkeit zu sammeln, sondern auch in wei-
teren Bereichen, die qualitätsbestimmend sind13.

III. Empirische Befunde

Reizvoll ist angesichts dieser Ausgangslage die Klärung der
Frage, ob eine künftige Fortbildungspflicht für Rechtsanwäl-
te, die es in das Belieben des einzelnen Rechtsanwalts stellen
würde, womit er sich inhaltlich bei der Erfüllung seiner Fort-
bildungspflicht befasst, dem Auftrag der Qualitätssicherung
in dem vorstehend beschriebenen Sinne gerecht werden
könnte oder nicht. Eine entsprechende Prognose ermöglicht
eine Befragung des Soldan Instituts aus dem Jahr 201514. In
ihr wurden die Teilnehmer um Auskunft gebeten, an wel-
chen Fortbildungsinhalten sie bei Einführung einer konkreti-
sierten Fortbildungspflicht besonders interessiert wären. Bei
einer solchen Frage zeigt sich, dass Rechtsanwälte Fortbil-
dung sehr traditionalistisch als Vermittlung von Rechtskennt-
nissen begreifen und schätzen: „Themen aus bestimmten
Rechtsgebieten“ identifizieren 95 % der Befragten als „sehr
interessanten“ bzw. „eher interessanten“ Gegenstand von
Fortbildung (Skalenwert 1,3). Alle weiteren denkbaren Inhal-
te folgen mit erheblichem Abstand: Das Gebührenrecht be-
zeichnen 60 % als sehr/eher interessant (Skalenwert 2,4).
Weitere Themengebiete finden nur noch rund ein Drittel
„sehr/eher interessant“: „Anwaltliche Schlüsselqualifikatio-
nen“ 35 % (Skalenwert 3,0), die „Rechtsentwicklung im All-
gemeinen“ und das „Kanzleimanagement“ 32 % bzw. 33 %
(Skalenwert 3,0 bzw. 3,1). Weniger als ein Viertel der Befrag-
ten findet Fortbildung in berufsrechtlichen Fragen „sehr inte-
ressant“ oder „eher interessant“ (Skalenwert 3,2).

IV. Ausblick

Würde sich die künftige Regulierung der Inhalte von Fortbil-
dung an den Wünschen der Betroffenen orientieren, wäre an-
waltliche Fortbildung inhaltlich relativ eindimensional an ju-
ristischen Inhalten und damit am Erhalt der berufsaufgaben-
bezogenen Kernkompetenz orientiert. Ein Verzicht auf nähe-
re inhaltliche Vorgaben zur Fortbildung würde mit großer
Wahrscheinlichkeit dazu führen, dass sich Rechtsanwälte
ganz überwiegend in der Entwicklung des Rechts in den sie
betreffenden bzw. interessierenden Rechtsgebieten oder im
Gebührenrecht fortbilden würden. Eine durch Fortbildung
bewirkte Verbesserung der Schlüsselkompetenzen als
Rechtsdienstleister wäre also nur gewährleistet, wenn sich
Teile der Fortbildung durch entsprechende differenzierte
Vorgaben auch auf Kanzleimanagement oder Schlüsselquali-
fikationen erstrecken müssten. Für die Wahrnehmung der
Qualität anwaltlicher Rechtsdienstleistungen durch Mandan-
ten sind dies aufgrund des die Dienstleistung prägenden Ex-
perten-Laien-Gefälles die zentralen qualitätsbildenden Kennt-
nisse und Fähigkeiten. Fortbildung jenseits der eigentlichen
Berufsaufgaben eines Berufs entspricht auch einem moder-
nen Verständnis von Fortbildung, an dem sich andere freie
Berufe bei der Gestaltung der Fortbildungscurricula bereits
orientieren. Da eine freiwillige Inanspruchnahme entspre-
chender Angebote nur mit Zurückhaltung erfolgen würde,
müssten daher für verschiedene Kompetenzfelder Mindest-
umfänge an Fortbildung festgelegt werden, damit die Fortbil-
dungspflicht den gesetzgeberischen Auftrag erfüllen kann.
Wird hierauf verzichtet, deuten die Evidenzen darauf hin,
dass die bevorstehende Reform ihr Ziel, eine qualitätsvolle
anwaltliche Dienstleistung zu gewährleisten, verfehlen wird.
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forscht an der Universität zu Köln.

Leserreaktionen an anwaltsblatt@anwaltverein.de.

Abb. 1: Präferierte Inhalte einer künftigen Fortbildungspflicht

12 Ruge, AnwBl. 2016, 309 f.

13 Siehe die Dokumentation bei Kilian, aaO (Fn. 1), S. 91 ff., 157 ff.

14 Befragt wurden 1.132 Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte, näher Kilian, aaO (Fn. 7),
14 f.


